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Grenzen und die Erhaltung ihres ökologischen Gleichgewichts
gestärkt werden,

davon Kenntnis nehmend, dass das mongolische Parlament
als konkrete Maßnahme zur Förderung der Ziele der Nichtver-
breitung von Kernwaffen Rechtsvorschriften verabschiedet
hat, die den kernwaffenfreien Status der Mongolei definieren
und regeln204,

eingedenk der gemeinsamen Erklärung der fünf Kernwaf-
fenstaaten über Sicherheitsgarantien für die Mongolei im Zu-
sammenhang mit ihrem kernwaffenfreien Status205 als Beitrag
zu der Durchführung der Resolution 53/77 D sowie ihrer Zu-
sage gegenüber der Mongolei, im Einklang mit den Grundsät-
zen der Charta bei der Durchführung der genannten Resolution
zu kooperieren,

feststellend, dass die fünf Kernwaffenstaaten dem Sicher-
heitsrat die gemeinsame Erklärung übermittelt haben,

in Anbetracht der Unterstützung für den kernwaffenfreien
Status der Mongolei, die von den Staats- und Regierungschefs
der nichtgebundenen Länder auf der am 24. und 25. Februar
2003 in Kuala Lumpur abgehaltenen dreizehnten Konferenz
der Staats- und Regierungschefs der nichtgebundenen Län-
der206 und auf der am 15. und 16. September 2006 in Havanna
abgehaltenen vierzehnten Konferenz207 zum Ausdruck ge-
bracht wurde, 

feststellend, dass die Vertrags- und Unterzeichnerstaaten
der Verträge von Tlatelolco208, Rarotonga209, Bangkok210 und
Pelindaba211 sowie der Staat Mongolei auf der ersten Konfe-
renz der Vertrags- und Unterzeichnerstaaten von Verträgen
über die Schaffung kernwaffenfreier Zonen, die vom 26. bis
28. April 2005 in Tlateloloco (Mexiko) stattfand, den interna-
tionalen kernwaffenfreien Status der Mongolei anerkannten
und uneingeschränkt unterstützten212,

Kenntnis nehmend von anderen Maßnahmen, die zur
Durchführung der Resolution 59/73 auf nationaler und inter-
nationaler Ebene ergriffen wurden,

unter Begrüßung der aktiven und positiven Rolle, die die
Mongolei bei der Herstellung friedlicher, freundschaftlicher
und für alle Seiten vorteilhafter Beziehungen zu den Staaten
der Region und anderen Staaten spielt,

nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs über
die internationale Sicherheit und den kernwaffenfreien Status
der Mongolei213, 

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs über die Durchführung der Resolution 59/73213;

2. dankt dem Generalsekretär für die Anstrengungen
zur Durchführung der Resolution 59/73214; 

3. befürwortet und unterstützt die gutnachbarlichen und
ausgewogenen Beziehungen der Mongolei zu ihren Nachbarn
als ein wichtiges Element zur Stärkung des Friedens, der Si-
cherheit und der Stabilität der Region;

4. begrüßt die Bemühungen der Mitgliedstaaten, mit
der Mongolei bei der Durchführung der Resolution 59/73 zu-
sammenzuarbeiten, sowie die Fortschritte bei der Festigung
der internationalen Sicherheit der Mongolei;

5. bittet die Mitgliedstaaten, auch künftig mit der Mon-
golei bei der Ergreifung der Maßnahmen zusammenzuarbei-
ten, die notwendig sind, um die Unabhängigkeit, Souveränität
und territoriale Unversehrtheit der Mongolei, die Unverletz-
lichkeit ihrer Grenzen, ihre unabhängige Außenpolitik, ihre
wirtschaftliche Sicherheit und ihr ökologisches Gleichgewicht
sowie ihren kernwaffenfreien Status zu konsolidieren und zu
stärken;

6. appelliert an die Mitgliedstaaten der asiatisch-pazifi-
schen Region, die Anstrengungen zu unterstützen, die die
Mongolei unternimmt, um den in Betracht kommenden regio-
nalen Abmachungen auf dem Gebiet der Sicherheit und der
Wirtschaft beizutreten;

7. ersucht den Generalsekretär und die zuständigen Or-
gane der Vereinten Nationen, der Mongolei auch weiterhin
Hilfe bei der Ergreifung der in Ziffer 5 genannten notwendigen
Maßnahmen zu gewähren;

8. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer dreiundsechzigsten Tagung über die Durchfüh-
rung dieser Resolution Bericht zu erstatten;

9. beschließt, den Punkt „Internationale Sicherheit und
kernwaffenfreier Status der Mongolei“ in die vorläufige Ta-
gesordnung ihrer dreiundsechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 61/88

Verabschiedet auf der 67. Plenarsitzung am 6. Dezember 2006, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 141 Stimmen bei 3 Gegenstimmen und 37 Enthal-
tungen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/61/394, Ziff. 108)215:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Angola, Antigua und Barbuda, Ar-
gentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Bahamas, Bahrain, Bangla-
desch, Barbados, Belarus, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien, Brasilien, Brunei Da-
russalam, Burkina Faso, Burundi, Chile, China, Costa Rica, Côte d’Ivoire, Demo-
kratische Volksrepublik Korea, Dominica, Dominikanische Republik, Dschibuti,
Ecuador, El Salvador, Eritrea, Fidschi, Gabun, Gambia, Georgien, Ghana, Gre-
nada, Guatemala, Guinea, Guyana, Haiti, Honduras, Indien, Indonesien, Irak,
Iran (Islamische Republik), Irland, Jamaika, Japan, Jemen, Jordanien, Kambo-
dscha, Kamerun, Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kenia, Kirgisistan, Kolumbien,

204 Siehe A/55/56-S/2000/160.
205 A/55/530-S/2000/1052, Anlage.
206 Siehe A/57/759-S/2003/332, Anlage I.
207 Siehe A/61/472-S/2006/780, Anlage I.
208 United Nations, Treaty Series, Vol. 634, Nr. 9068. 
209 Siehe The United Nations Disarmament Yearbook, Vol. 10: 1985 (Uni-
ted Nations publication, Sales No. E.86.IX.7), Anhang VII.
210 United Nations, Treaty Series, Vol. 1981, Nr. 33873. 
211 A/50/426, Anlage. 
212 Siehe A/60/121, Anlage III. 
213 A/61/164.

214 Ebd., Abschn. III.
215 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Kasachstan, Kirgisistan, Tadschikistan, Turkme-
nistan und Usbekistan.
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Komoren, Kongo, Kuba, Kuwait, Laotische Volksdemokratische Republik, Leso-
tho, Libanon, Liberia, Libysch-Arabische Dschamahirija, Liechtenstein, Malawi,
Malaysia, Malediven, Mali, Malta, Marokko, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Mol-
dau, Mongolei, Mosambik, Myanmar, Namibia, Nauru, Nepal, Neuseeland, Nica-
ragua, Niger, Nigeria, Oman, Österreich, Pakistan, Panama, Papua-Neuguinea,
Paraguay, Peru, Philippinen, Republik Korea, Ruanda, Russische Föderation,
Salomonen, Sambia, Samoa, São Tomé und Príncipe, Saudi-Arabien, Schwe-
den, Schweiz, Senegal, Sierra Leone, Simbabwe, Singapur, Sri Lanka, St. Kitts
und Nevis, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Sudan, Surina-
me, Swasiland, Syrische Arabische Republik, Tadschikistan, Thailand, Timor-
Leste, Togo, Trinidad und Tobago, Tschad, Tunesien, Turkmenistan, Uganda,
Ukraine, Uruguay, Usbekistan, Vanuatu, Venezuela (Bolivarische Republik), Ver-
einigte Arabische Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Vietnam, Zentralafri-
kanische Republik, Zypern.

Dagegen: Frankreich, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordir-
land, Vereinigte Staaten von Amerika.

Enthaltungen: Albanien, Andorra, Australien, Belgien, Bosnien und Herze-
gowina, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik
Mazedonien, Estland, Finnland, Griechenland, Island, Israel, Italien, Kanada,
Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Marshallinseln, Monaco, Montenegro,
Niederlande, Norwegen, Palau, Polen, Portugal, Rumänien, San Marino, Serbi-
en, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, Türkei, Ungarn.

61/88. Schaffung einer kernwaffenfreien Zone in Zen-
tralasien

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 52/38 S vom 9. De-
zember 1997, 53/77 A vom 4. Dezember 1998, 55/33 W vom
20. November 2000 und 57/69 vom 22. November 2002 sowie
auf ihre Beschlüsse 54/417 vom 1. Dezember 1999, 56/412
vom 29. November 2001, 58/518 vom 8. Dezember 2003,
59/513 vom 3. Dezember 2004 und 60/516 vom 8. Dezember
2005, 

in der Überzeugung, dass die Schaffung von kernwaffen-
freien Zonen zur Herbeiführung der allgemeinen und vollstän-
digen Abrüstung beiträgt, und betonend, wie wichtig interna-
tional anerkannte Verträge zur Schaffung solcher Zonen in
verschiedenen Weltregionen für die Stärkung des Nichtver-
breitungsregimes sind,

in der Erwägung, dass die Schaffung einer kernwaffenfrei-
en Zone in Zentralasien auf der Grundlage von Abmachungen,
die die Staaten der Region216 aus freien Stücken getroffen ha-
ben, einen wichtigen Schritt zur Stärkung des Regimes für die
Nichtverbreitung von Kernwaffen, zur Förderung der Zusam-
menarbeit bei der friedlichen Nutzung der Kernenergie und der
ökologischen Sanierung radioaktiv verseuchter Gebiete und
zur Stärkung des Friedens und der Sicherheit auf regionaler
und internationaler Ebene darstellt, 

sowie in der Erwägung, dass die Schaffung einer kernwaf-
fenfreien Zone in Zentralasien wirksam dazu beitragen kann,
den internationalen Terrorismus zu bekämpfen und zu verhin-
dern, dass Kernmaterial und nukleare Technologien in die
Hände von nichtstaatlichen Akteuren, vorrangig Terroristen,
gelangen,

in Bekräftigung der universell anerkannten Rolle der Ver-
einten Nationen bei der Schaffung kernwaffenfreier Zonen,

1. begrüßt die Unterzeichnung des Vertrags über eine
kernwaffenfreie Zone in Zentralasien am 8. September 2006
in Semipalatinsk (Kasachstan);

2. nimmt Kenntnis von der Bereitschaft der zentralasia-
tischen Länder, mit den Kernwaffenstaaten weitere Konsulta-
tionen über eine Reihe von Vertragsbestimmungen zu führen;

3. beschließt, den Punkt „Schaffung einer kernwaffen-
freien Zone in Zentralasien“ in die vorläufige Tagesordnung
ihrer dreiundsechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 61/89

Verabschiedet auf der 67. Plenarsitzung am 6. Dezember 2006, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 153 Stimmen bei 1 Gegenstimme und 24 Enthaltun-
gen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/61/394, Ziff. 108)217:

Dafür: Afghanistan, Albanien, Algerien, Andorra, Angola, Antigua und Bar-
buda, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Bahamas,
Bangladesch, Barbados, Belgien, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien, Bosnien und
Herzegowina, Brasilien, Brunei Darussalam, Bulgarien, Burkina Faso, Burundi,
Chile, Costa Rica, Côte d’Ivoire, Dänemark, Deutschland, Dominica, Dominika-
nische Republik, Dschibuti, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Maze-
donien, El Salvador, Eritrea, Estland, Fidschi, Finnland, Frankreich, Gabun, Gam-
bia, Georgien, Ghana, Grenada, Griechenland, Guatemala, Guinea, Guyana,
Haiti, Honduras, Indonesien, Irland, Island, Italien, Jamaika, Japan, Jordanien,
Kambodscha, Kamerun, Kanada, Kap Verde, Kasachstan, Kenia, Kirgisistan, Ko-
lumbien, Komoren, Kongo, Kroatien, Kuba, Lesotho, Lettland, Libanon, Liberia,
Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malawi, Malaysia, Malediven, Mali, Malta,
Marokko, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Mikronesien (Föderierte Staaten von),
Moldau, Monaco, Mongolei, Montenegro, Mosambik, Namibia, Nauru, Neusee-
land, Nicaragua, Niederlande, Niger, Nigeria, Norwegen, Österreich, Palau, Pa-
nama, Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Repu-
blik Korea, Ruanda, Rumänien, Salomonen, Sambia, Samoa, San Marino, São
Tomé und Príncipe, Schweden, Schweiz, Senegal, Serbien, Sierra Leone, Sin-
gapur, Slowakei, Slowenien, Spanien, Sri Lanka, St. Kitts und Nevis, St. Lucia,
St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Suriname, Swasiland, Tadschikistan,
Thailand, Timor-Leste, Togo, Tonga, Trinidad und Tobago, Tschad, Tschechi-

216 Kasachstan, Kirgisistan, Tadschikistan, Turkmenistan und Usbeki-
stan.

217 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Äquatorialguinea, Äthiopien, Afghanistan, Al-
banien, Andorra, Angola, Argentinien, Aserbaidschan, Australien, Bel-
gien, Belize, Benin, Bosnien und Herzegowina, Brasilien, Bulgarien,
Burkina Faso, Burundi, Chile, Costa Rica, Côte d’Ivoire, Dänemark,
Deutschland, Dominikanische Republik, Ecuador, ehemalige jugoslawi-
sche Republik Mazedonien, El Salvador, Eritrea, Estland, Fidschi, Finn-
land, Frankreich, Gabon, Gambia, Georgien, Ghana, Griechenland, Gua-
temala, Guinea, Guinea-Bissau, Haiti, Honduras, Irland, Island, Italien,
Japan, Kambodscha, Kamerun, Kanada, Kap Verde, Kenia, Kolumbien,
Komoren, Kongo, Kroatien, Lesotho, Lettland, Liberia, Liechtenstein,
Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Malawi, Mali, Malta, Mexiko, Mol-
dau, Monaco, Montenegro, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Niger,
Nigeria, Norwegen, Österreich, Palau, Panama, Papua-Neuguinea, Para-
guay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Ruanda, Rumänien, Sambia, Sa-
moa, San Marino, Schweden, Schweiz, Senegal, Serbien, Sierra Leone,
Slowakei, Slowenien, Spanien, St. Kitts und Nevis, St. Lucia, St. Vincent
und die Grenadinen, Südafrika, Swasiland, Timor-Leste, Togo, Trinidad
und Tobago, Tschechische Republik, Türkei, Tuvalu, Uganda, Ukraine,
Ungarn, Uruguay, Vereinigte Republik Tansania, Vereinigtes Königreich
Großbritannien und Nordirland, Zentralafrikanische Republik und Zy-
pern. 




